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SATZUNG der All for One Group SE 
 
 

I. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 
 

§1 
Firma, Sitz 
 
(1) Die Firma der Gesellschaft lautet: 

 
All for One Group SE 
 

(2) Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Filderstadt. 
 
 

§2 
Gegenstand des Unternehmens 

 
(1) Gegenstand des Unternehmens ist: 

 
a) Erbringung von Dienstleistungen auf dem Gebiet der Informationstechnologie sowie alle damit 

zusammenhängenden Aktivitäten wie Verkauf, Vermietung und Installation von Hardware- und 
Systemkomponenten, Übernahme des IT-Versorgungsmanagements und der Betreuung des lau-
fenden Betriebs von Informationssystemen. Ferner gehören hierzu, Entwicklung und Vertrieb von 
Softwarelösungen für Unternehmen und diesbezügliche Beratung und Schulung selbst oder durch 
verbundene Unternehmen. Dies erfolgt insbesondere durch die Beratung in den Bereichen Strate-
gie, Transformationsmanagement, Unternehmensprozesse sowie IT- und Cloud-Services. 

 
b) Erwerb, Halten und Veräußerung von Anteilen an verbundenen Unternehmen im In- und Ausland 

sowie deren operative und strategische Führung, ferner die operative, strategische und koordina-
tive Leitung der Geschäftsbereiche, denen die verbundenen Unternehmen zugeordnet sind; 

 
c) Erwerb, Halten, Veräußerung und Verwertung von immateriellen Rechten aller Art (Markenrechte, 

Nutzungsrechte, Software u. ä.) 
 
d) Erbringung von Beratungs-, Unterstützungs- und Koordinationsdienstleistungen zugunsten von 

verbundenen Unternehmen, insbesondere in den Bereichen Geschäftsentwicklung, Personalwesen, 
Marketing, Vertriebskoordination, Recht, Technologie sowie Berichtswesen; 

 
e) Erbringung von Beratungs-, Unterstützungs- und Koordinationsdienstleistungen für verbundene 

Unternehmen in den Bereichen Liquiditätssteuerung und Risikoabsicherung. 
 
(2) Die Gesellschaft kann alle Geschäfte betreiben, die dem Gegenstand des Unternehmens gemäß Ab-

satz (1) unmittelbar oder mittelbar zu dienen geeignet sind; sie kann verwandte und strategisch er-
gänzende Geschäftsfelder erschließen. Sie kann darüber hinaus Zweigniederlassungen errichten, 
Tochtergesellschaften gründen und veräußern oder andere Unternehmen erwerben, sich an anderen 
Unternehmen beteiligen und Kooperationsverhältnisse eingehen.  
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§3 
Dauer der Gesellschaft, Geschäftsjahr 

 
(1) Die Gesellschaft ist auf unbestimmte Zeit errichtet. 
 
(2) Das Geschäftsjahr der Gesellschaft beginnt am 1. Oktober eines jeden Jahres und endet am 30. Sep-

tember des jeweiligen Folgejahres.  
 
 

§4 
Bekanntmachungen, Informationen an Aktionäre, Befreiung von Mitteilungspflichten 
 
(1) Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen ausschließlich im Bundesanzeiger. 
 
(2) Informationen an Aktionäre können nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen auch im Wege 

der elektronischen Datenfernübertragung übermittelt werden. Insbesondere gilt dies für die Übermitt-
lung von Informationen und Mitteilungen nach den §§67a und 125 AktG, welche auf den Weg der 
elektronischen Kommunikation beschränkt ist. Der Vorstand ist gleichwohl ermächtigt, aber nicht ver-
pflichtet, diese Informationen bzw. Mitteilungen allen oder einzelnen Aktionären in Papierform zuzu-
senden, und zwar sowohl anstelle als auch zusätzlich zur elektronischen Kommunikation. 

 
(3) §43 Absatz 1 des Gesetzes über den Wertpapierhandel (Mitteilungspflichten für Inhaber wesentlicher 

Beteiligungen) findet keine Anwendung.  
 
 
§5 
Organe der Gesellschaft 

 
(1) Die Leitungsstruktur der Gesellschaft entspricht dem dualistischen System.  

 
(2) Die Organe der Gesellschaft sind: 

» Der Vorstand (Leitungsorgan) 
» Der Aufsichtsrat (Aufsichtsorgan) 
» Die Hauptversammlung. 

 
 
II. GRUNDKAPITAL UND AKTIEN 

 
§6 
Höhe und Einteilung des Grundkapitals 

 
(1) Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 14.946.000,00 (in Worten Euro vierzehn Millionen 

neunhundertsechsundvierzigtausend). Es ist eingeteilt in Stück 4.982.000 auf den Namen lautende 
Stückaktien. 

 
(2) Das Grundkapital der Gesellschaft wurde in Höhe von EUR 14.946.000,00 im Wege der formwechseln-

den Umwandlung der früheren All for One Group Aktiengesellschaft mit dem Sitz in Filderstadt, ein-
getragen im Handelsregister des Amtsgerichts Stuttgart unter HRB 19539, in eine Europäische Aktien-
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gesellschaft (Societas Europaea, SE) erbracht. 
 

(3) Die Form der Aktienurkunden sowie die Gewinnanteils- und Erneuerungsscheine bestimmt der Vor-
stand mit Zustimmung des Aufsichtsrats. 

 
(4) Die Gesellschaft kann einzelne Aktien in Aktienurkunden zusammenfassen, die eine Mehrzahl von 

Aktien verbriefen (Globalaktien, Globalurkunden). Der Anspruch des Aktionärs auf Verbriefung seines 
Anteils ist ausgeschlossen. 

 
(5) Der Vorstand wird ermächtigt, das Grundkapital bis zum 11. März 2025 mit Zustimmung des Aufsichts-

rats durch Ausgabe neuer auf den Namen lautender Stückaktien gegen Bareinlagen und/oder Sach-
einlagen einmal oder mehrmals um bis zu insgesamt Euro 7.473.000,00 zu erhöhen (Genehmigtes 
Kapital 2020). Den Aktionären ist dabei grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen. Die neuen Aktien 
können auch von einem oder mehreren Kreditinstituten mit der Verpflichtung übernommen werden, 
sie den Aktionären zum Bezug anzubieten. Der Vorstand legt mit Zustimmung des Aufsichtsrats die 
Bedingungen der Aktienausgabe fest.  

 
Der Aufsichtsrat ist berechtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem Umfang der Kapitalerhö-
hung aus genehmigtem Kapital oder nach Ablauf der Ermächtigungsfrist anzupassen. Der Vorstand 
ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre 
auszuschließen, 

 
a) soweit es erforderlich ist, um Spitzenbeträge auszugleichen; 
 
b) wenn die Aktien in einem Umfang, der 50% des Grundkapitals nicht übersteigt, gegen Sachein-

lagen zum Zwecke des Erwerbs von Unternehmen oder von Beteiligungen an Unternehmen oder 
Unternehmensteilen oder zum Zwecke des Erwerbs von Forderungen gegen die Gesellschaft aus-
gegeben werden; 

 
c) wenn eine Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen 10% des Grundkapitals nicht übersteigt und der 

Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitet (§186 Abs. 3 Satz 
4 AktG); bei der Ausnutzung dieser Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss nach §186 Abs. 3 
Satz 4 AktG ist der Ausschluss des Bezugsrechts aufgrund anderer Ermächtigungen nach oder 
entsprechend §186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu berücksichtigen. 

 
 

III. VORSTAND 
 

§7 
Amtszeit, Zusammensetzung, Beschlüsse, Geschäftsordnung 

 
(1) Vorstandsmitglieder bestellt der Aufsichtsrat auf höchstens fünf Jahre. Ein- oder mehrmalige Wieder-

bestellungen sind zulässig.  
 
(2) Der Vorstand besteht aus mindestens zwei Personen. Im Übrigen wird die Zahl der Mitglieder des 

Vorstands durch den Aufsichtsrat nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen festgelegt. Der Auf-
sichtsrat kann ein Vorstandsmitglied zum Vorsitzenden des Vorstands ernennen. Es können stellver-
tretende Vorstandsmitglieder bestellt werden. 
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(3) Der Vorstand leitet die Gesellschaft in eigener Verantwortung. Der Erlass einer Geschäftsordnung und 
eines Geschäftsverteilungsplans des Vorstands obliegt dem Aufsichtsrat. 

 
(4) Die Beschlüsse des Vorstands werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst. Bei Stimmengleichheit 

gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. Beschlüsse können auch im Umlaufwege schriftlich, 
telegrafisch, fernschriftlich (E-Mail oder Telefax) oder fernmündlich getroffen werden, wenn kein Vor-
standsmitglied widerspricht. 

 
 
§8 
Vertretungsmacht 

 
(1) Die Gesellschaft wird durch zwei Mitglieder des Vorstands oder durch ein Mitglied des Vorstands 

zusammen mit einem Prokuristen gesetzlich vertreten.  
 
(2) Der Aufsichtsrat kann bestimmen, dass alle oder einzelne Vorstandsmitglieder allein zur Vertretung 

der Gesellschaft befugt sind. 
 
(3) Der Aufsichtsrat kann Vorstandsmitglieder von den Beschränkungen des §181 BGB in den durch §112 

AktG gezogenen Grenzen befreien.  
 

 
§9 
Geschäftsführung, zustimmungspflichtige Geschäfte 

 
(1) Die Mitglieder des Vorstands haben die Geschäfte der Gesellschaft nach Maßgabe der Gesetze, der 

Satzung und der Geschäftsordnung für den Vorstand einschließlich des Geschäftsverteilungsplans zu 
führen. 

 
(2) Die folgenden Geschäfte und Maßnahmen bedürfen der vorherigen Zustimmung des Aufsichtsrats:  

» Erwerb und Veräußerung von Unternehmen, Unternehmensbeteiligungen und Betrieben oder Be-
triebsteilen, wenn der Gegenwert vom Aufsichtsrat festgelegte Wertgrenzen übersteigt. Ausge-
nommen sind, soweit vom Aufsichtsrat nicht anders bestimmt, Erwerb und Veräußerung innerhalb 
des Konzerns; 

» Abschluss von Unternehmensverträgen im Sinne der §§291, 292 AktG mit der Gesellschaft; 
» Eintritt als persönlich haftender Gesellschafter in eine Personengesellschaft. 
 
Der Aufsichtsrat kann darüber hinaus in einer Geschäftsordnung für den Vorstand oder durch Einzel-
beschluss anordnen, dass bestimmte weitere Arten von Geschäften seiner Zustimmung bedürfen. 
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IV. AUFSICHTSRAT 
 

§10 
Zusammensetzung des Aufsichtsrats 

 
(1) Der Aufsichtsrat der Gesellschaft besteht aus sechs Mitgliedern, sofern zwingende gesetzliche 

Bestimmungen keine andere Anzahl vorschreiben. Die Arbeitnehmer im Aufsichtsrat werden nach der 
nach den Bestimmungen des Gesetzes über die Beteiligung der Arbeitnehmer in einer Europäischen 
Aktiengesellschaft (SEBG) geschlossenen Vereinbarung über die Beteiligung der Arbeitnehmer in der 
SE oder, sofern eine solche Vereinbarung nicht geschlossen wird, nach den gesetzlichen Vorschriften 
von den Arbeitnehmern in den Aufsichtsrat der SE berufen.  

 
(2) Die Aufsichtsratsmitglieder werden für die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die über 

die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit beschließt, gewählt, wobei 
das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, nicht mitgerechnet wird, längstens jedoch für einen 
Zeitraum von sechs Jahren; die Hauptversammlung kann für Aufsichtsratsmitglieder der Aktionäre bei 
der Wahl einen kürzeren Zeitraum beschließen. Hiervon abweichend erfolgt die Bestellung der Auf-
sichtsratsmitglieder der Aktionäre des ersten Aufsichtsrats der All for One Group SE für die Zeit bis 
zur Beendigung der ordentlichen Hauptversammlung, die über die Entlastung für das erste Voll- oder 
Rumpfgeschäftsjahr beschließt. Eine Wiederwahl ist – auch mehrfach – statthaft.  

 
(3) Zu den Mitgliedern des ersten Aufsichtsrats werden auf Seiten der Anteilseigner bestellt, und zwar mit 

Wirkung auf die Eintragung der All for One Group SE in das Handelsregister: 
» Herr Josef Blazicek, selbständiger Kaufmann, wohnhaft in Limassol/Zypern, 
» Herr Paul Neumann, Vorstand der Unternehmens Invest AG (Wien/Österreich), wohnhaft in 

Wien/Österreich, 
» Herr Peter Fritsch, Geschäftsführer der BEKO Holding GmbH & Co. KG (Nöhagen/Österreich), 

wohnhaft in Linz/Österreich, 
» Herr Dr. Rudolf Knünz, Vorstandsvorsitzender der Unternehmens Invest AG (Wien/Österreich), 

wohnhaft in Wien/ Österreich. 
 

(4) Für Aufsichtsratsmitglieder können Ersatzmitglieder gewählt werden, die in einer bei der Wahl festge-
legten Reihenfolge an die Stelle vorzeitig ausscheidender Aufsichtsratsmitglieder für den Rest von 
deren Amtszeit oder bis zu einer Neuwahl nach Absatz (7) treten. 

 
(5) Der Aufsichtsrat wählt im Anschluss an die Hauptversammlung, in der die Aufsichtsratsmitglieder der 

Aktionäre gewählt worden sind, in der ersten Sitzung nach seiner Wahl aus seiner Mitte einen Vorsit-
zenden und einen stellvertretenden Vorsitzenden. Die Amtszeit des Vorsitzenden und des stellvertre-
tenden Vorsitzenden entspricht, soweit bei der Wahl nicht eine kürzere Amtszeit bestimmt wird, ihrer 
Amtszeit als Mitglied des Aufsichtsrats. Scheidet der Vorsitzende oder der stellvertretende Vorsitzende 
vor Ablauf der Amtszeit aus seinem Amt als Mitglied des Aufsichtsrats bzw. aus seinem Amt als Vor-
sitzender oder stellvertretender Vorsitzender aus, so hat der Aufsichtsrat eine Neuwahl für die restliche 
Amtszeit des Ausgeschiedenen vorzunehmen. 

 
(6) Jedes Mitglied des Aufsichtsrats kann sein Amt jederzeit mit einer Frist von vier Wochen durch schrift-

liche Erklärung gegenüber dem Vorstand unter Benachrichtigung des Vorsitzenden des Aufsichtsrats 
niederlegen. 

 
(7) Wird ein Aufsichtsratsmitglied anstelle eines vorzeitig ausscheidenden Mitglieds gewählt, so besteht 
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sein Amt für den Rest der Amtsdauer des vorzeitig ausscheidenden Mitglieds. Ist ein Ersatzmitglied 
an die Stelle des Ausscheidenden getreten, so erlischt das Amt des Ersatzmitglieds mit Beendigung 
der nächsten Hauptversammlung, in der ein neues Aufsichtsratsmitglied nach Satz 1 gewählt wird. 

 
 

§11 
Einberufung, Beschlüsse, Geschäftsordnung, Ausschüsse 

 
(1) Der Aufsichtsrat kann sich eine Geschäftsordnung geben.  
 
(2) Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden vom Vorsitzenden unter Einhaltung einer Frist von vierzehn 

Tagen schriftlich einberufen. Bei der Berechnung der Frist werden der Tag der Absendung der Einla-
dung und der Tag der Sitzung nicht mitgerechnet. In der Einladung sind die einzelnen Gegenstände 
der Tagesordnung anzugeben. In dringenden Fällen kann die Frist abgekürzt werden oder die Einbe-
rufung telegrafisch, fernschriftlich (per E-Mail oder Telefax) oder fernmündlich erfolgen. 

 
(3) Beschlüsse des Aufsichtsrats werden in Sitzungen gefasst. Schriftliche, telefonische oder mit Hilfe sons-

tiger Mittel der Telekommunikation durchgeführte Sitzungen und Beschlussfassungen sind zulässig, 
wenn der Vorsitzende des Aufsichtsrats dies für den Einzelfall anordnet und kein Mitglied diesem 
Verfahren widerspricht. 

 
(4) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder, aus denen der Auf-

sichtsrat insgesamt zu bestehen hat, mindestens jedoch drei, an der Beschlussfassung teilnimmt. Ein 
Mitglied nimmt auch dann an der Beschlussfassung teil, wenn es sich in der Abstimmung der Stimme 
enthält. Abwesende Mitglieder können an der Beschlussfassung teilnehmen, indem sie eine schriftliche 
Stimmabgabe durch ein anderes Mitglied überreichen lassen. 

 
(5) Die Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst, soweit gesetzlich 

nicht etwas anderes bestimmt ist. Dabei gilt Stimmenthaltung nicht als Stimmabgabe. Bei Stimmen-
gleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. Nimmt der Vorsitzende des Aufsichtsrats 
an der Abstimmung nicht teil, so gibt die Stimme des rangnächsten Stellvertreters den Ausschlag. 

 
(6) Der Aufsichtsrat soll einmal im Kalendervierteljahr tagen; er muss zweimal im Kalenderhalbjahr zu-

sammentreten. Der Aufsichtsrat ist ferner zu einer Sitzung einzuberufen, wenn eine geschäftliche Ver-
anlassung dazu vorliegt. 

 
(7) Der Aufsichtsrat kann aus seiner Mitte Ausschüsse bilden und ihnen, soweit gesetzlich zulässig, auch 

Entscheidungsbefugnisse übertragen. Falls der Aufsichtsrat keine abweichende Bestimmung trifft, gel-
ten für das Verfahren in den Ausschüssen die Regelungen dieses Paragraphen sowie die Geschäfts-
ordnung des Aufsichtsrats entsprechend. 

 
 

§12 
Vergütung, Versicherungsschutz 

 
(1) Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten eine jährliche Vergütung, die von der Hauptversammlung 

festgelegt wird. Die Festlegung kann – auch für mehrere Jahre – im Voraus erfolgen. Die Vergütung 
– soweit die Hauptversammlung nichts anderes bestimmt – nach Ablauf des jeweiligen Geschäftsjah-
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res zu zahlen.  
 
(2) Aufsichtsratsmitglieder und Ausschussmitglieder, die dem Aufsichtsrat bzw. dem Ausschuss nicht wäh-

rend eines vollen Geschäftsjahres angehört haben, erhalten eine zeitanteilige Vergütung. 
 
(3) Die Gesellschaft kann für die Mitglieder des Aufsichtsrats eine Vermögensschadens-Haftpflichtversi-

cherung (D&O-Versicherung) in angemessenem Umfang abschließen. 
 
(4) Die Mitglieder des Aufsichtsrats nehmen die für ihre Aufgaben erforderlichen Aus- und Fortbildungs-

maßnahmen eigenverantwortlich wahr. Die Gesellschaft trägt in angemessenem Umfang die Aufwen-
dungen für solche Aus- und Fortbildungsmaßnahmen. 

 
 

V. HAUPTVERSAMMLUNG 
 

§13 
Sitzungsort, Einberufung und Teilnahme an der Hauptversammlung 

 
(1) Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft oder am Sitz einer deutschen Wertpapierbörse 

oder in einer Gemeinde im Umkreis von 50 km vom Sitz der Gesellschaft oder dem Sitz einer deut-
schen Wertpapierbörse statt. 

 
(2) Die Hauptversammlung wird durch den Vorstand oder in den gesetzlich vorgeschriebenen Fällen 

durch den Aufsichtsrat einberufen.  
 
(3) Die Hauptversammlung ist mindestens 36 Tage vor dem Tag der Hauptversammlung unter Angabe 

der Tagesordnung und der sonstigen gesetzlich erforderlichen Angaben einzuberufen. Dabei werden 
der Tag der Hauptversammlung und der Tag der Einberufung nicht mitgerechnet. Die Einberufung 
ist nach Maßgabe der jeweiligen gesetzlichen Bestimmungen bekannt zu machen. 

 
(4) Die ordentliche Hauptversammlung wird innerhalb der ersten sechs Monate eines jeden Geschäfts-

jahres abgehalten. Außerordentliche Hauptversammlungen können durch die zuständigen Organe so 
oft einberufen werden, wie es im Interesse der Gesellschaft erforderlich erscheint. 

 
(5) Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts werden nur diejenigen 

Aktionäre zugelassen, die im Aktienregister der Gesellschaft eingetragen sind und die sich vor der 
Hauptversammlung bei der Gesellschaft angemeldet haben. Die Anmeldung muss der Gesellschaft 
unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse mindestens sechs Tage vor der Hauptver-
sammlung zugehen. Dabei werden der Tag der Hauptversammlung und der Tag des Zugangs der 
Anmeldung nicht mitgerechnet. Die Anmeldung muss in Textform oder auf einem von der Gesell-
schaft näher zu bestimmenden elektronischen Weg erfolgen; die Einzelheiten sind mit der Einberu-
fung der Hauptversammlung bekannt zu machen. 

 
(6) Der Vorstand ist ermächtigt, vorzusehen, 

 
a) dass die Aktionäre an der Hauptversammlung auch ohne Anwesenheit an deren Ort und ohne 

einen Bevollmächtigten teilnehmen und sämtliche oder einzelne ihrer Rechte ganz oder teilweise 
im Wege elektronischer Kommunikation ausüben können; der Vorstand ist ermächtigt, Bestim-
mungen zum Umfang der elektronischen Teilnahme an der Hauptversammlung und zum Verfah-



  

8 

ren zu treffen; diese sind mit der Einberufung der Hauptversammlung bekannt zu machen; 
 
und / oder 
 
b) dass die Aktionäre ihre Stimmen, auch ohne an der Hauptversammlung teilzunehmen, schrift-

lich oder im Wege elektronischer Kommunikation abgeben können (Briefwahl); der Vorstand 
ist ermächtigt, Bestimmungen zum Verfahren der Briefwahl zu treffen; diese sind mit der Ein-
berufung der Hauptversammlung bekannt zu machen; 

 
und / oder 
 
c) die Bild- und Tonübertragung der Hauptversammlung auszugsweise oder vollständig zuzulas-

sen.  
 

(7) Soweit Gegenanträge oder Wahlvorschläge von Aktionären zugänglich gemacht werden müssen, hat 
das Zugänglichmachen über die Internetseite der Gesellschaft zu erfolgen. 

 
(8) Mitglieder des Aufsichtsrats, deren Wohn- und/oder Dienstsitz sich nicht in der Bundesrepublik 

Deutschland befindet oder die aufgrund eines Auslandsaufenthaltes nicht anwesend sein können, 
können an einer Hauptversammlung der Gesellschaft im Wege der Bild- und Tonübertragung teil-
nehmen. Ausgenommen hiervon sind Aufsichtsratsmitglieder gemäß §15 Abs. 1 der Satzung, die den 
Vorsitz der Hauptversammlung führen. 

 
(9) Der Vorstand ist ermächtigt, für bis zum Ablauf des 15. März 2028 stattfindende Hauptversammlungen 

vorzusehen, dass die Versammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer 
Bevollmächtigten am Ort der Hauptversammlung abgehalten wird (virtuelle Hauptversammlung). 
Wird eine virtuelle Hauptversammlung abgehalten, sind die hierfür vorgesehenen rechtlichen 
Voraussetzungen einzuhalten. 

 
 

§14 
Stimmrecht 

 
Jede auf Namen lautende Stückaktie gewährt in der Hauptversammlung eine Stimme.  

 
 

§15 
Vorsitz- und Beschlussfassung 

 
(1) Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrats, im Falle seiner Verhin-

derung sein Stellvertreter. Sind die gemäß Satz 1 für den Vorsitz vorgesehenen Aufsichtsratsmitglieder 
verhindert, führt ein anderes durch den Aufsichtsrat zu bestimmendes Aufsichtsratsmitglied den Vor-
sitz. Übernimmt kein Aufsichtsratsmitglied den Vorsitz, wird der Versammlungsleiter von der Haupt-
versammlung gewählt. 

 
(2) Der Vorsitzende leitet die Verhandlungen und bestimmt die Reihenfolge, in der die Gegenstände der 

Tagesordnung erledigt werden, sowie die Art und die Reihenfolge der Wortbeiträge und der Abstim-
mung. Der Vorsitzende ist berechtigt, das Frage- und Rederecht der Aktionäre zeitlich angemessen 
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zu beschränken. Er ist insbesondere berechtigt, zu Beginn der Hauptversammlung oder während ihres 
Verlaufs einen zeitlich angemessenen Rahmen für den ganzen Hauptversammlungsablauf, für ein-
zelne Tagesordnungspunkte oder für einzelne Rede- und Fragebeiträge zu setzen. 

 
(3) Die Beschlüsse der Hauptversammlung werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen 

gefasst, wenn nicht das Gesetz zwingend eine größere Stimmenmehrheit vorschreibt. Soweit das Ak-
tiengesetz außerdem zur Beschlussfassung eine Mehrheit des bei der Beschlussfassung vertretenen 
Grundkapitals vorschreibt, genügt, soweit dies gesetzlich zulässig ist, die einfache Mehrheit des ver-
tretenen Kapitals. Ebenso werden Beschlüsse, durch die die Satzung der Gesellschaft geändert werden 
soll, mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst, soweit dies gesetzlich zulässig ist. 

 
(4) Wird bei Wahlen im ersten Wahlgang eine einfache Stimmenmehrheit nicht erreicht, findet eine Wahl 

unter den Personen statt, denen die beiden höchsten Stimmenzahlen zugefallen sind. Bei dieser Wahl 
entscheidet die höchste Stimmenzahl, bei Stimmengleichheit das durch den Vorsitzenden der Haupt-
versammlung zu ziehende Los. 

 
(5) Das Stimmrecht kann auch durch Bevollmächtigte ausgeübt werden. Die Erteilung der Vollmacht, ihr 

Widerruf und der Nachweis der Vollmacht bedürfen, soweit das Gesetz nichts anderes bestimmt, der 
Textform. Der Nachweis der Vollmacht kann der Gesellschaft auch auf einem vom Vorstand näher zu 
bestimmenden Weg der elektronischen Kommunikation übermittelt werden. Die Einzelheiten sind mit 
der Einberufung der Hauptversammlung bekannt zu machen. 

 
 
VI. RECHNUNGSLEGUNG UND GEWINNVERWENDUNG 

 
§16 
Jahresabschluss 
 
(1) Der Vorstand hat in den ersten drei Monaten des Geschäftsjahres für das vergangene Geschäftsjahr 

den Jahresabschluss (Bilanz nebst Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang) und den Lagebericht 
aufzustellen und dem Abschlussprüfer vorzulegen. Unverzüglich nach Eingang des Prüfungsberichts 
des Abschlussprüfers hat der Vorstand den Jahresabschluss, den Lagebericht des Vorstands und den 
Prüfungsbericht des Abschlussprüfers dem Aufsichtsrat mit einem Vorschlag über die Verwendung 
des Bilanzgewinns vorzulegen. 

 
(2) Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss, den Lagebericht des Vorstands und den Vorschlag für die 

Verwendung des Bilanzgewinns zu prüfen und über das Ergebnis schriftlich an die Hauptversammlung 
zu berichten. Er hat seinen Bericht innerhalb eines Monats, nachdem ihm die Vorlagen zugegangen 
sind, dem Vorstand zuzuleiten. Billigt der Aufsichtsrat nach Prüfung den Jahresabschluss, ist dieser 
festgestellt. 

 
(3) Unverzüglich nach Eingang des Berichts des Aufsichtsrats hat der Vorstand die ordentliche Hauptver-

sammlung einzuberufen. 
 

 
§17 
Gewinnverwendung, Gewinnverteilung 
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(1) Wenn die Hauptversammlung nichts anderes beschließt, wird der Bilanzgewinn an die Aktionäre 
entsprechend ihrer Kapitalbeteiligung verteilt. Bei der Verteilung ist zu berücksichtigen, in welcher 
Höhe die Einlagen auf den anteilig auf die einzelne auf Namen lautende Stückaktie entfallenden 
Betrag des Grundkapitals geleistet worden sind. 
 

(2) In einem Kapitalerhöhungsbeschluss kann die Gewinnverteilung auf neue Aktien abweichend von §60 
Absatz 2 Satz 3 AktG festgesetzt werden. 

 
(3) Gewinnanteilsscheine, welche binnen vier Jahren nach Ablauf desjenigen Kalenderjahres, in welchem 

sie zur Auszahlung fällig wurden, nicht eingelöst worden sind, gelten als verfallen. 
 
(4) Die Hauptversammlung kann an Stelle einer Barausschüttung eine Verwendung des Bilanzgewinns im 

Wege einer Sachausschüttung beschließen, wenn es sich bei den auszuschüttenden Sachwerten um 
solche handelt, die auf einem Markt im Sinne von §3 Abs. 2 AktG gehandelt werden. 

 
 
VII. SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

 
§18 
Änderungen der Satzungsfassung 
 
Der Aufsichtsrat ist befugt, Änderungen der Satzung zu beschließen, die nur deren Fassung betreffen.  
 
 
§19 
Gründungsaufwand 
 
Die Gründungskosten trägt die Gesellschaft. Der zu Lasten der Gesellschaft gehende Gesamtaufwand für 
die Gründung der früheren All for One Group AG wird mit bis zu EUR 1.789,53 festgesetzt.  
 
Die Gründungskosten in Bezug auf die Umwandlung der All for One Group AG in die All for One Group 
SE in Höhe von bis zu EUR 500.000,00 trägt die Gesellschaft. 
 


